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(Nr. 10141.) Geſetz, betreffend die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlagerecht und die Kaſſen 
der Aerztekammern. Vom 25. November 1899 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zt. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 5 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


SEE 
Für den Bezirk jeder Aerztekammer wird ein ärztliches Ehrengericht, für 
den Umfang der Monarchie ein ärztlicher Ehrengerichtshof gebildet. 


§. 2. 
Die Zuſtändigkeit des Ehrengerichts erſtreckt ſich auf die approbirten Aerzte 
mit Ausnahme: 
1. derjenigen, für welche ein anderweit geordnetes ſtaatliches Disziplinar⸗ 
verfahren beſteht, 
2. der Militär- und Marineärzte, 
3. der Militär- und Marineärzte des Beurlaubtenſtandes während ihrer 
Einziehung zur Dienſtleiſtung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 11. Dezember 1899. 
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Die der Zuſtändigkeit des Ehrengerichts zu 1 und 2 nicht unterworfenen 
Aerzte ſind bei den Wahlen für das Ehrengericht weder wahlberechtigt, noch 
wählbar. 

F. 3. 

Der Arzt iſt verpflichtet, ſeine Berufsthätigkeit gewiſſenhaft auszuüben und 
durch ſein Verhalten in Ausübung des Berufs ſowie außerhalb desſelben ſich der 
Achtung würdig zu zeigen, die ſein Beruf erfordert. 

Ein Arzt, welcher die ihm obliegenden Pflichten verletzt, hat die ehren— 
gerichtliche Beſtrafung verwirkt. 5 
a Politiſche, wiſſenſchaftliche und religiöſe Anſichten oder Handlungen eines 
Arztes als ſolche können niemals den Gegenſtand eines ehrengerichtlichen Ver— 
fahrens bilden. 

Auf Antrag eines Arztes muß eine ehrengerichtliche Entſcheidung über ſein 
Verhalten herbeigeführt werden. 

H. 4. 

Das Ehrengericht hat zugleich als Ehrenrath die Beilegung von Streitig⸗ 
keiten zu vermitteln, welche ſich aus dem ärztlichen Berufsverhältniſſe zwiſchen 
Aerzten oder zwiſchen einem Arzte und einer anderen Perſon ergeben. 

Bei Streitigkeiten zwiſchen einem Arzte und einer anderen Perſon findet 
das Vermittelungsverfahren nur auf Antrag der letzteren ſtatt. 

Der Vorſitzende des Ehrengerichts kann die Vermittelung einem Mitglied 
übertragen. 

§. 5. 


Kommen in Bezug auf einen der im F. 2 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Aerzte 
Thatſachen zur Kenntniß des Ehrengerichts, welche, wenn ſie in Bezug auf einen 
anderen Arzt vorlägen, ein ehrengerichtliches Verfahren nach ſich ziehen würden, 
ſo hat das Ehrengericht hiervon der vorgeſetzten Dienſtbehörde des Arztes Mit⸗ 
theilung zu machen. 

Die vorgeſetzte Dienſtbehörde des Arztes wird, ſofern nicht dienſtliche 
Intereſſen entgegenſtehen, das Ehrengericht von dem Ausgange des Verfahrens 
benachrichtigen. 


ö $. 6. 

Zuſtändig iſt das Ehrengericht derjenigen Kammer, in deren Bezirke der 
Arzt, gegen welchen das ehrengerichtliche Strafverfahren oder der Antrag auf 
ehrengerichtliche Vermittelung gerichtet iſt, zur Zeit der Erhebung der Klage oder 
der Einreichung des Antrags ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung desſelben 
ſeinen Aufenthalt hatte. 

Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit eines Ehrengerichts werden von dem 
Ehrengerichtshof endgültig entſchieden. 

Wenn der Ehrengerichtshof das Vorhandenſein von Gründen anerkennt, 
aus welchen die Unbefangenheit des Ehrengerichts bezweifelt werden kann, ſo tritt 
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an die Stelle des letzteren ein anderes von dem Ehrengerichtshofe zu bezeichnendes 
Ehrengericht. 


$. 7. 

Das Ehrengericht beſteht: 

1. aus dem Vorſitzenden und drei Mitgliedern der Aerztekammer. Die 
Aerztekammer wählt die letzteren ſowie vier Stellvertreter aus ihrer 
Mitte für die Dauer ihrer Amtszeit und beſtimmt die Reihenfolge, 
in welcher die Stellvertreter zu berufen ſind. Gehört der Vorſitzende 
der Aerztekammer zu den im $. 2 bezeichneten Aerzten, fo ift an feiner 
Stelle von der Aerztekammer ein viertes Mitglied des Ehrengerichts 
zu wählen; 

2. aus einem von dem Vorſtande der Aerztekammer für die Dauer von 

6 Jahren gewählten richterlichen Mitglied eines ordentlichen Gerichts, 
für welches zugleich ein richterlicher Stellvertreter zu wählen iſt. 

Das richterliche Mitglied des Ehrengerichts erhält aus der Kaffe der Aerzte⸗ 
kammer neben einer Vergütung Tagegelder und Reiſekoſten für Dienſtreiſen nach 
den ihm in ſeinem Hauptamte zuſtehenden Sätzen. 

Die Geſchäfte des Ehrengerichts werden von den ärztlichen Mitgliedern 
unentgeltlich geführt; baare Auslagen werden ihnen jedoch erſtattet; außerdem 
erhalten ſie Tagegelder und Reiſekoſten nach den von der Aerztekammer zu be⸗ 
ſtimmenden Sätzen. 

§. 8. 

Das Ehrengericht beſchließt und entſcheidet nach abſoluter Stimmenmehrheit 
in der Beſetzung von fünf Mitgliedern. 

Zu jeder dem Angeſchuldigten nachtheiligen Entſcheidung, welche die Schuld— 
frage betrifft, iſt jedoch eine Mehrheit von vier Fünftel der Stimmen erforderlich. 

Die das Verfahren leitenden Beſchlüſſe des Ehrengerichts können mittelſt 
ſchriftlicher Abſtimmung gefaßt werden, ſofern nicht ein Mitglied mündliche 
Berathung verlangt. 

Die bei einer Angelegenheit betheiligten oder für befangen erklärten Mitglieder 
des Ehrengerichts ſind bei einer Beſchlußfaſſung oder Entſcheidung über dieſelbe 
ausgeſchloſſen und werden durch Stellvertreter erſetzt. Der Ausſchluß und die 
Erſetzung durch Stellvertreter tritt ohne Weiteres ein, wenn die betreffenden 
Mitglieder des Ehrengerichts ſich ſelbſt für betheiligt oder befangen erklären; 
andernfalls entſcheidet darüber endgültig der Ehrengerichtshof. 


§. 9. 

Den Vorſitz des Ehrengerichts führt der Vorſitzende der Aerztekammer, 
oder, falls dieſer zu den im F. 2 bezeichneten Aerzten gehört, den Vorſitz ablehnt 
oder ſonſt dauernd behindert iſt, ein von den Mitgliedern des Ehrengerichts aus 
ihrer Mitte für die Dauer ihrer Amtszeit zu wählender Vorſitzender. 
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Der Vorſitzende vertritt das Ehrengericht nach Außen und vollzieht die von 
demſelben auszuſtellenden Urkunden im Namen desſelben. Er beruft die Sitzungen 
und iſt verpflichtet, die Beſchlüſſe und Entſcheidungen des Ehrengerichts zur 
Ausführung zu bringen. 

Bei zeitweiliger Behinderung wird der Vorſitzende des Ehrengerichts durch 
den ſtellvertretenden Vorſitzenden vertreten, welcher von den Mitgliedern des 
Ehrengerichts aus ihrer Mitte für die Dauer ihrer Amtszeit gewählt wird. 


$. 10, 


Die Aerzte im Bezirke des Ehrengerichts ſind verpflichtet, im Vermittelungs⸗ 
verfahren die verlangten Aufſchlüſſe zu geben, auch, wenn es wegen Streitig— 
keiten zwiſchen Aerzten ſchwebt, auf die an ſie ergehenden Ladungen zu erſcheinen 
und den dieſerhalb erlaſſenen Anordnungen des Ehrengerichts und ſeiner 
beauftragten Mitglieder Folge zu leiſten. 

Zur Erzwingung einer ſolchen Anordnung können Geldſtrafen bis zum 
Geſammtbetrage von dreihundert Mark feſtgeſetzt werden. Der Feſtſetzung einer 
Strafe muß deren ſchriftliche Androhung vorangehen. 

Gegen die Anordnungen oder Straffeſtſetzungen eines beauftragten Mit⸗ 
glieds des Ehrengerichts findet Beſchwerde an das Ehrengericht ſtatt. 

Die nach Abf. 1 an die im F. 2 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Aerzte ergehenden 
Ladungen oder ſonſtigen Anordnungen ſind der vorgeſetzten Dienſtbehörde des 
Arztes mit dem Erſuchen um Zuſtellung zu übermitteln. Die Vorſchriften der 
Abſ. 1 bis 3 bleiben außer Anwendung, wenn die vorgeſetzte Dienſtbehörde 
des Arztes gegen die Ladung oder die ſonſt getroffene Anordnung Einſpruch erhebt. 


F. 11. 

Gerichts-, Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden ſind, ſoweit ein 
dienſtliches Intereſſe nicht entgegenſteht, verpflichtet, auf Erſuchen des Ehren— 
gerichts oder ſemer beauftragten Mitglieder behufs Aufklärung des Thatbeſtandes 
Auskunft zu ertheilen. 

Das Ehrengericht und ſeine beauftragten Mitglieder ſind berechtigt, auch 
die Ortspolizeibehörden um Auskunft oder um protokollariſche Vernehmung von 
Perſonen zu erſuchen. 

Das Recht, Zeugen oder Sachverſtändige eidlich zu vernehmen oder die 
Gerichte um Vernehmung von ſolchen zu erſuchen, ſteht dem Ehrengericht und 
ſeinen beauftragten Mitgliedern nur im förmlichen ehrengerichtlichen Straf— 
verfahren zu. 

12. 

Die allgemeine Staatsaufſicht über den Geſchäftsbetrieb des Ehrengerichts 
führt der Oberpräſident. 

Im ehrengerichtlichen Strafverfahren wird derſelbe durch einen von ihm 
dauernd oder für den einzelnen Fall beſtellten Beauftragten vertreten. 
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Ss 12, : 
Die Verhandlungen und Erlaſſe der Ehrengerichte und ihrer beauftragten 
Mitglieder, ſowie die an dieſe gerichteten Schriftſtücke find „ ſoweit dieſelben nicht 
eine Beurkundung von Rechtsgeſchäften enthalten, frei von Gebühren und Stempeln. 


$. 14. 
Der Vorſitzende des Ehrengerichts hat alljährlich dem Oberpräſidenten einen 
ſchriftlichen Bericht über die Thaͤtigkeit des Ehrengerichts zu erſtatten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Ehrengerichtliches Strafverfahren. 


Geldſtrafe bis zu 3000 Mark, 
auf Zeit beſchränkte oder dauernde Entziehung des aktiven und pafliven 
Wahlrechts zur Aerztekammer. 

Verweis, Geldſtrafe und Entziehung des Wahlrechts können gleichzeitig als 
Strafe ausgeſprochen werden. 

In beſonders geeigneten Fällen kann auf Veröffentlichung der ehrengericht— 
lichen Entſcheidung erkannt werden. 

Die Veröffentlichung erfolgt durch die von dem Ehrengericht alljährlich 
beſtimmten Blätter, falls das Ehrengericht nicht in dem einzelnen Falle eine 
andere Art der Veröffentlichung für angemeſſen erachtet. Die Koſten der Ver— 
öffentlichung gehören zu den Koſten des ehrengerichtlichen Verfahrens. 


5 
Die ehrengerichtlichen Strafen ſind: 
1. Warnung, 
2. Verweis, 
88 
4. 


$. 16. 

Iſt gegen einen Arzt wegen einer ſtrafbaren Handlung die öffentliche Klage 
erhoben oder das Verfahren auf Zurücknahme der Approbation eingeleitet, ſo iſt 
während der Dauer jenes Verfahrens wegen der nämlichen Thatſachen das ehren⸗ 
gerichtliche Verfahren nicht zu eröffnen und das eröffnete auszuſetzen. 

Iſt im gerichtlichen Strafverfahren auf Freiſprechung oder auf Einſtellung 
des Verfahrens erkannt oder iſt das Verfahren auf Zurücknahme der Approbation 
eingeſtellt, ſo findet wegen derjenigen Thatſachen, welche in dem vorangegangenen 
Verfahren zur Erörterung gelangt find, ein ehrengerichtliches Verfahren nur in- 
ſofern ſtatt, als dieſe Thatſachen an ſich und unabhängig von dem Thatbeſtand 
einer im Strafgeſetze vorgeſehenen Handlung oder des F. 53 der Reichs-Gewerbe— 
ordnung die ehrengerichtliche Beſtrafung begründen. 
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Iſt im gerichtlichen Strafverfahren eine Verurtheilung ergangen, auf Grund 
deren die Verwaltungsbehörde die Approbation nicht oder nur auf Zeit zurück⸗ 
nehmen kann ($. 53 der Reichs⸗Gewerbeordnung), fo beſchließt das Ehrengericht, 
ob außerdem das ehrengerichtliche Verfahren zu eröffnen oder fortzuſetzen iſt. 

Wird nach Eröffnung oder Ausſetzung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
die Approbation des Angeſchuldigten dauernd zurückgenommen, ſo iſt das ehren⸗ 
gerichtliche Verfahren einzuſtellen. Veröffentlichung des Einſtellungsbeſchluſſes iſt 
nach Maßgabe des F. 15 zuläſſig. 

Kann im gerichtlichen Strafverfahren eine Hauptverhandlung nicht ſtatt⸗ 
finden, weil der Angeklagte abweſend iſt, ſo findet die Vorſchrift des Abſ. 1 
keine Anwendung. 

§. 17. 

Warnung, Verweis und Geldſtrafen bis zu 300 Mark können nach An⸗ 
hörung des Beauftragten des Oberpräſidenten C. 12 Abſ. 2) ohne förmliches 
ehrengerichtliches Verfahren durch Beſchluß des Ehrengerichts verhängt werden. 

In jedem Falle iſt jedoch der Angeſchuldigte über die ihm zur Laſt gelegte 
Verfehlung zu hören. 

Dem Angeſchuldigten und dem Beauftragten des Oberpräſidenten ſteht das 
Recht zu, vor der Beſchlußfaſſung auf Eröffnung des förmlichen ehrengerichtlichen 
Verfahrens anzutragen. Die Ablehnung des Antrags iſt nur bei gleichzeitiger 
Einſtellung des nichtförmlichen ehrengerichtlichen Verfahrens zuläſſig. 


$. 18. 

Ein nach F. 17 Abſ. 1 gefaßter Beſchluß iſt in ſchriftlicher, mit Gründen 
verſehener Ausfertigung dem Angeſchuldigten und dem Beauftragten des Ober- 
präſidenten zuzuſtellen. 

Beiden Theilen ſteht die Beſchwerde an den Ehrengerichtshof zu. 

Die Beſchwerdefriſt beträgt 1 Monat und beginnt mit der Zuſtellung des 
Beſchluſſes.. 

19, 

Das förmliche ehrengerichtliche Verfahren beſteht in Vorunterſuchung und 
Hauptverhandlung. 

F. 20. 

Die Vorunterſuchung wird durch einen Beſchluß des Ehrengerichts eröffnet, 
in welchem die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen aufzuführen ſind. 

Außerdem iſt in dem Beſchluſſe der Unterſuchungskommiſſar und der Ver⸗ 
treter der Anklage zu benennen. 

ö $. 21. 

Als Unterſuchungskommiſſar iſt in der Regel das richterliche Mitglied des 

Ehrengerichts zu beſtellen. 
§. 22. 
Die Anklage vertritt der Beauftragte des Oberpräſidenten (F. 12 Abſ. 2). 
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§. 23. 

Die Eröffnung der Vorunterſuchung kann von dem Ehrengerichte ſowohl 
aus rechtlichen wie aus thatſächlichen Gründen abgelehnt werden. 

Gegen den ablehnenden Beſchluß ſteht dem Vertreter der Anklage binnen 
1 Monat die Beſchwerde an den Ehrengerichtshof zu. Gegen den die Vorunter— 
ſuchung eröffnenden Beſchluß ſteht binnen 1 Monat dem Angeſchuldigten die 
Beſchwerde an den Ehrengerichtshof nur wegen Unzuſtändigkeit oder Befangenheit 
des Ehrengerichts zu. 


§. 24. 

In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte unter Mittheilung des 
Eröffnungsbeſchluſſes vorgeladen und, wenn er erſcheint, gehört. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen werden vernommen und die zur Auf⸗ 
klärung der Sache dienenden ſonſtigen Beweiſe erhoben. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen find. zu beeidigen, wenn ihre Ausſagen 
für die Beurtheilung der Sache erheblich erſcheinen und ihre Beeidigung zuläſſig 
iſt. Die Beeidigung erfolgt nach der Vernehmung; im Uebrigen finden auf 
das Verfahren bei der Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen ſowie 
bezüglich des Rechtes zur Verweigerung des Zeugniſſes oder Gutachtens und be- 
züglich der Zeugen- und Sachverſtändigengebühren die Vorſchriften des ſechsten 
und ſiebenten Abſchnitts des erſten Buches der Reichs⸗Straf-Prozeßordnung 
vom 1. Februar 1877 (§§. 48, 49, 51 bis 57, 58 Abf. 1, 59 bis 64, 66 
bis 68, 70, 71 Abſ. 2, 72 bis 80) entſprechende Anwendung. 

Erſcheint ein ordnungsmäßig geladener Zeuge oder Sachverſtändiger nicht 
oder verweigert derſelbe ohne geſetzlichen Grund ſeine Ausſage, fo iſt der Unter 
ſuchungskommiſſar berechtigt, das zuſtändige Amtsgericht um deſſen eidliche 
Vernehmung zu erſuchen. 

Auf das Erſuchen finden die Vorſchriften der $$. 158 bis 160, 166 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877 entſprechende Anwendung. 

Die Vorſchriften der Abſ. 4 und 5 finden auch Anwendung, wenn der 
Unterſuchungskommiſſar wegen weiter Entfernung des Wohn- oder Aufenthalts⸗ 
orts des Zeugen oder Sachverſtändigen das zuſtändige Amtsgericht um Ver⸗ 
nehmung desſelben erſucht. 


§. 25 

Ueber jede Unterſuchungshandlung iſt ein Protokoll aufzunehmen. 

Der Protokollführer iſt vorher mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt zu ver⸗ 
pflichten. 8 

$. 26. 

Der Vertreter der Anklage ift berechtigt, von dem Stande der Vorunter⸗ 
ſuchung durch Einſicht der Akten jederzeit Kenntniß zu nehmen und die ihm 
geeignet erſcheinenden Anträge zu ſtellen. 
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Weigert ſich der Unterſuchungskommiſſar, einem Antrag auf Ergänzung 
der Vorunterſuchung ſtattzugeben, ſo iſt die Entſcheidung des Ehrengerichts ein 
zuholen. 

$. 27. 

Erachtet der Unterſuchungskommiſſar den Zweck der Vorunterſuchung für 
erreicht, ſo überſendet er die Verhandlungen dem Ehrengerichte, welches dieſelben, 
wenn es die Vorunterſuchung für abgeſchloſſen hält, dem Vertreter der Anklage 
zur Stellung ſeiner Anträge vorlegt. 

Der Angeſchuldigte iſt hiervon zu benachrichtigen. 

F. 28. 

Der Vertreter der Anklage hat bei dem Ehrengericht entweder die Einſtellung 
des Verfahrens oder unter Einreichung einer Anklageſchrift die Anberaumung 
einer Sitzung zur Hauptverhandlung zu beantragen. 

Die Anklageſchrift hat die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegte Verfehlung 
durch Angabe der ſie begründenden Thatſachen zu bezeichnen und, ſoweit in der 
Hauptverhandlung Beweiſe erhoben werden ſollen, die Beweismittel anzugeben. 

F. 29. 

Die Einſtellung des ehrengerichtlichen Verfahrens erfolgt durch Beſchluß 
des Ehrengerichts. 

Ausfertigung des mit Gründen zu verſehenden Einſtellungsbeſchluſſes iſt 
dem Angeſchuldigten zuzuſtellen. 

Iſt das ehrengerichtliche Verfahren ohne Hauptverhandlung eingeſtellt, ſo 
kann die Anklage nur während eines Zeitraums von drei Jahren und nur auf 
Grund neuer Thatſachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden. 

§. 30. 

Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, ſo iſt der Angeſchuldigte unter 
abſchriftlicher Mittheilung der Anklageſchrift zu einer von dem Vorſitzenden des 
Ehrengerichts anzuberaumenden Sitzung zur Hauptverhandlung vorzuladen. 

Der Angeſchuldigte kann ſich dabei eines Rechtsanwalts oder eines Arztes 
als Beiſtandes bedienen. Dem Beiſtand iſt auf Antrag Einſicht der Unter 
ſuchungsakten zu geſtatten. 

8 5 

Die Mitglieder des Ehrengerichts, welche bei dem Beſchluß auf Eröffnung 
der Vorunterſuchung mitgewirkt haben, ſind von der Theilnahme an dem weiteren 
Verfahren, insbeſondere der Hauptverhandlung nicht ausgeſchloſſen. 

Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Den Mitgliedern der Aerzte⸗ 
kammer und ihren Stellvertretern iſt der Zutritt zu geſtatten, anderen Perſonen 
nur nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden. . f 

Der Vorſitzende kann die Anweſenden zur Verſchwiegenheit verpflichten. 
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233: 

In der Hauptverhandlung giebt nach Verleſung des Beſchluſſes über die 
Eröffnung der Vorunterſuchung ein von dem Vorſitzenden des Ehrengerichts aus 
der Zahl der Mitglieder ernannter Berichterſtatter in Abweſenheit der Zeugen 
eine Darſtellung der Sache, wie ſie aus den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. 

Hierauf erfolgt die Vernehmung des Angeſchuldigten ſowie die Vernehmung 
der Zeugen und Sachverſtändigen. 

Die Ausſagen der nicht geladenen, bereits in der Vorunterſuchung oder 
durch einen erſuchten Richter vernommenen Zeugen und Sachverſtändigen ſind 
in der Hauptverhandlung zu verleſen, ſofern es der Vertreter der Anklage oder 
der Angeſchuldigte beantragen oder das Ehrengericht die Verleſung beſchließt. 

Zum Schluſſe der Hauptverhandlung werden der Vertreter der Anklage 
ſowie der Angeſchuldigte und ſein Vertheidiger mit ihren Ausführungen und An— 
trägen gehört. 

Dem Angeſchuldigten gebührt das letzte Wort. 

Der Vorſitzende kann für einzelne Theile der Hauptverhandlung die Leitung 
einem anderen Mitgliede des Ehrengerichts übertragen. 


F. 34. 

Das Ehrengericht kann jederzeit die Ausſetzung der Hauptverhandlung ans 
ordnen, wenn es eine ſolche behufs weiterer Aufklärung der Sache ſowie beim 
Hervortreten neuer Thatumſtände oder rechtlicher Geſichtspunkte für angemeſſen 
erachtet. . 

$. 35. 

Das Ehrengericht kann nach freiem Ermeſſen die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverſtändigen durch einen erſuchten Richter oder in der Hauptverhand— 
lung anordnen. 

Die Vorſchriften des §. 24 Abſ. 3 bis 6 finden entſprechende Anwendung. 


$. 36. 

Die Hauptverhandlung kann ſtattfinden, auch wenn der Angeſchuldigte 
trotz Vorladung nicht erſchienen iſt. 

Eine öffentliche Ladung oder Vorführung des Angefchuldigten iſt unzuläſſig. 

Der Angeſchuldigte kann ſich durch einen Rechtsanwalt oder einen Arzt 
vertreten laſſen. Das Ehrengericht kann jedoch jederzeit das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen des Angeſchuldigten unter der Verwarnung anordnen, daß bei ſeinem 
Ausbleiben ein Vertreter nicht werde zugelaſſen werden. 


F. 37. 

Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Verkündung der Entſcheidung. 
Dieſelbe kann nur auf Freiſprechung oder Verurtheilung lauten. ; 

Das Ehrengericht urtheilt dabei nach feiner. freien Ueberzeugung— 
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ar 
Eine Ausfertigung der mit Gründen verſehenen Entſcheidung ift dem An- 
geſchuldigten zuzuſtellen. 
$. 38 


Ueber die Hauptverhandlung iſt ein Protokoll aufzunehmen. Dasſelbe iſt 
von dem Vorſitzenden und dem Protokollführer ($. 25) zu unterſchreiben. 


8 

Gegen die Entſcheidung des Ehrengerichts ſteht ſowohl dem Vertreter der 
Anklage, als dem Angeſchuldigten die Berufung an den Ehrengerichtshof zu. 

Die Berufung iſt bei dem Ehrengerichte, welches die angegriffene Ent⸗ 
ſcheidung erlaſſen hat, ſchriftlich einzulegen; doch genügt zur Wahrung der Be— 
rufungsfriſt auch die Einlegung bei dem Ehrengerichtshofe. 

Von Seiten des Angeſchuldigten kann die Einlegung der Berufung durch 
einen Bevollmächtigten geſchehen. 

Die Berufungsfriſt beträgt einen Monat und beginnt für beide Theile mit 
dem Ablaufe des Tages, an welchem dem Angeſchuldigten die Ausfertigung der 
Entſcheidung zugeſtellt iſt. 

F. 40, 

Iſt die Berufung verſpätet eingelegt, fo hat das Ehrengericht das Rechts⸗ 
mittel als unzuläſſig zu verwerfen. 

Der Vertreter der Anklage und der Angeſchuldigte können binnen einer 
Woche nach Zuſtellung des Beſchluſſes auf die Entſcheidung des Ehrengerichts— 
hofs antragen. 

$. 41. 

Zur ſchriftlichen Rechtfertigung der Berufung fteht dem einlegenden Theile 
eine vom Ablaufe der Einlegungsfriſt ab zu berechnende Friſt von zwei Wochen offen. 

Die Schriftſtücke über die Einlegung und Rechtfertigung der Berufung 
find, wenn der Vertreter der Anklage die Berufung eingelegt hat, dem An— 
geſchuldigten in Abſchrift zuzuſtellen und, falls die Berufung ſeitens des An— 


geſchuldigten eingelegt worden iſt, dem Vertreter der Anklage in Urſchrift vor- 


zulegen. 

Innerhalb zwei Wochen nach erfolgter Zuſtellung der Rechtfertigungsſchrift 
kann der andere Theil eine Beantwortungsſchrift einreichen. 

Die Friſten zur Rechtfertigung und Beantwortung der Berufung können 
von dem Ehrengericht auf Antrag verlängert werden. g 

Neue Thatſachen, welche die Grundlage einer anderen Beſchuldigung bilden, 
dürfen in der Berufungsinſtanz nicht vorgebracht werden. 


§. 42. 


Nach Ablauf der in den §F. 39, 40 Abſ. 2 und 41 beſtimmten Friſten 
werden die Akten an den Ehrengerichtshof eingeſandt. 


$. 43, 

= Ehrengerichtshof beſteht: 

1. aus dem Leiter der Medizinal⸗Abtheilung des Miniſteriums der 
Medizinal⸗Angelegenheiten oder in deſſen Behinderung aus dem recht3- 
kundigen Mitgliede dieſer Abtheilung als Vorſitzenden, 

2. aus vier Mitgliedern des Aerztekammer⸗Ausſchuſſes, 

3. aus zwei anderen Aerzten. 

Die Letzteren und zwei Stellvertreter werden von dem König ernannt. 

Die vier Mitglieder des Aerztekammer-Ausſchuſſes und vier Stellvertreter 
werden von dem Aerztekammer-Ausſchuſſe mit abſoluter Stimmenmehrheit gewählt. 

Die Ernennung und die Wahl der ärztlichen Mitglieder des Ehrengerichts⸗ 
hofs und ihrer Stellvertreter erfolgt auf die Dauer der Amtszeit des Aerzte— 
kammer-Ausſchuſſes. 

Die ärztlichen Mitglieder des Ehrengerichtshofs und deren Stellvertreter 
müſſen zu den für das Ehrengericht wahlberechtigten Aerzten ($. 2 Schlußabſatz) 
gehören. 

§. 44. 

Der Ehrengerichtshof beſchließt und entſcheidet nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit in der Beſetzung von ſieben Mitgliedern. 

Zu jeder dem Angeſchuldigten nachtheiligen Entſcheidung, welche die Schuld- 
frage betrifft, iſt jedoch eine Mehrheit von fünf Siebentel der Stimmen erforderlich. 

Ein Mitglied, welches bei der angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat, 
iſt von der Theilnahme an der Verhandlung und Entſcheidung in der Berufungs— 
inſtanz ausgeſchloſſen. 

F. 45. 

Auf das Verfahren in der Berufungs- und Beſchwerdeinſtanz finden die 
Vorſchriften über das Verfahren erſter Inſtanz entſprechende Anwendung. 

Für die Einlegung von Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Ehrengerichts 
find die Beſtimmungen des $. 39 maßgebend. 

Die Verrichtungen des Vertreters der Anklage werden von einem rechts— 
kundigen Kommiſſar des Miniſters der Medizinal-Angelegenheiten wahrgenommen. 


$. 46. 

Für das ehrengerichtliche Verfahren werden nur baare Auslagen in Anſatz 
gebracht. 

Der Betrag der entſtandenen Koſten iſt von dem Vorſitzenden des Ehren- 
gerichts feſtzuſetzen. Die Feſtſetzung iſt vollſtreckbar. 

Ueber die Koſtenerſtattungspflicht des Angeſchuldigten iſt von dem Ehren⸗ 
gericht oder dem Ehrengerichtshofe mitzuentſcheiden. 

Koſten, welche weder dem Angeſchuldigten auferlegt, noch von dem Ver⸗ 
pflichteten eingezogen werden können, fallen der Kaſſe der Aerztekammer zur Laſt. 
Dieſelbe haftet den Zeugen und Sachverſtändigen für die ihnen zukommende 
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Entſchädigung in gleichem Umfange, wie in Strafſachen die Staatskaſſe. Bei 
weiter Entfernung des Aufenthaltsortes der geladenen Perſonen iſt denſelben auf 
Verlangen ein Vorſchuß zu geben. 


F. 47. 

Die Vollſtreckung der eine Geldſtrafe feſtſetzenden ehrengerichtlichen Enk⸗ 
ſcheidung erfolgt auf Grund einer von dem Vorſitzenden des Ehrengerichts er⸗ 
theilten, mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen beglaubigten Abſchrift 
der Entſcheidungsformel nach Maßgabe der Verordnung vom 7. September 1879, 
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen 
(Geſetz-Samml. S. 591). £ 

Dasſelbe gilt für die Vollſtreckung der die Koſten feſtſetzenden Verfügung. 


$. 48. 


Die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes erfolgenden Zuſtellungen und 
Vorladungen ſind gültig und bewirken den Lauf der Friſten, wenn ſie unter 
Beobachtung der für gerichtliche Zuſtellungen durch die Bolt vorgeſchriebenen 
Formen — $$. 193 bis 195 der Civil⸗Prozeß⸗Ordnung vom 31. Januar 1877 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 410 ff.) — demjenigen, an den fie ergehen, zugeftellt 
werden. 

Der Beauftragung eines Gerichtsvollziehers bedarf es dabei nicht. 


Dritter Abſchnitt. 
Das Umlagerecht und die Kaſſen der Aerztekammern. 


. 49. 


Jede Aerztekammer iſt befugt, von den wahlberechtigten Aerzten des Kammer⸗ 
bezirkes einen von ihr feſtzuſetzenden jährlichen Beitrag zur Deckung ihres Kaſſen— 
bedarfs zu erheben. 

Der Beſchluß der Aerztekammer über die Höhe des Beitrags und über die 
Feſtſetzung des Beitragsfußes bedarf der Genehmigung des Oberpräſidenten, 
welche von dem Vorſtande der Aerztekammer nachzuſuchen iſt. 8 

Wird die Genehmigung ertheilt, ſo erfolgt die Einziehung der Beiträge, 
ſoweit dieſelben nicht freiwillig gezahlt werden, nach Maßgabe der Verordnung 
vom 7. September 1879, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen GGeſetz-Samml. S. 591). 

Ueber die Niederſchlagung einzelner Beiträge entſcheidet der Aerztekammer⸗ 
Vorſtand. 

§. 50. 

Bei jeder Aerztekammer wird eine Kaſſe errichtet. Dieſe gilt als Vertreterin 
der Aerztekammer in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten. Sie kann Rechte 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden. 


— 
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Sie hat ihren Sitz am Amtsſitze des Oberpräſidenten. Die Kaffe der Aerztes 
kammer der Provinz Brandenburg und des Stadtkreiſes Berlin hat ihren Sitz 
in Berlin. 
Zu der Kaſſe der Aerztekammer fließen: 
1. Geldſtrafen und Koſten ($$. 46 und 47); 
2. die Beiträge der wahlberechtigten Aerzte des Kammerbezirkes ($. 49); 
3. die der Aerztekammer gemachten Zuwendungen jeder Art. 
Aus der Kaſſe werden beſtritten: 
1. die Verwaltungskoſten einſchließlich der Tagegelder und Reiſekoſten der 
Mitglieder der Aerztekammer; 
2. die Koſten des ehrengerichtlichen Verfahrens, ſoweit nicht eine Erſtattung 
derſelben ftattfindet; 
3. der durch Beſchluß des Aerztekammer-⸗Ausſchuſſes feſtgeſetzte Beitrag der 
Aerztekammer zu den Koſten des Aerztekammer-Ausſchuſſes; 
4. die ſonſtigen von der Aerztekammer beſchloſſenen Aufwendungen für 
Angelegenheiten des ärztlichen Standes. 


§. 51. 

Die Kaſſe wird von dem Vorſtande der Aerztekammer verwaltet und nach 
Außen vertreten. 

Den Kaſſenführer wählt der Vorſtand der Aerztekammer für die Dauer 
der Amtszeit aus ſeiner Mitte. 

§. 52. 

Der Kaſſenführer iſt zur Empfangnahme von Geldern und zur Ertheilung 
von Quittungen ſowie auf Anweiſung des Vorſitzenden der Aerztekammer zu 
Zahlungen berechtigt. 

Die einkommenden Gelder find nach den für die Belegung vormundſchaft— 
licher Gelder maßgebenden Vorſchriften zinsbar zu belegen. 

Der Kaſſenführer hat über Einnahmen und Ausgaben Bücher zu führen. 


8. 53. 

Der Kaſſenführer hat im Namen des Vorſtandes der Aerztekammer die 
Einziehung der Geldſtrafen und Koſten ſowie der nicht freiwillig gezahlten Beiträge 
($. 49 Abſ. 3) zu betreiben. 

Als Vollſtreckungsbehörde im Sinne der Verordnung vom 7. September 1879, 
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, 
(Geſetz-Samml. S. 591) gilt die Ortspolizeibehörde, welche auf Erſuchen des 
Kaſſenführers die Vollſtreckung zu bewirken hat. 


$. 54. 
Der Vorſtand der Aerztekammer hat mindeſtens jährlich ein Mal durch 
zwei ſeiner Mitglieder die Kaſſe und die Bücher nebſt Belägen zu prüfen. 
(Nr. 10141.) 
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Der Kaſſenführer hat dem Vorſtand und der Letztere der Aerztekammer 


jährlich Rechnung zu legen. 
Die Aerztekammer ertheilt nach Erledigung etwaiger Anſtände die Entlaſtung. 


$. 55. 
Der Oberpräſident ift befugt, von dem Stande der Kaſſe felbft oder durch 
einen Beauftragten Kenntniß zu nehmen und Bücher und Beläge zu prüfen. 


Vierter Abſchnitt. 
Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


$. 56. 
Der F. 5 der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die Einrichtung 
einer ärztlichen Standesvertretung, GGeſetz-Samml. S. 169) wird aufgehoben. 


$. 57. 

Die bei dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes aus $. 5 der Ver— 
ordnung vom 25. Mai 1887 anhängigen Angelegenheiten werden nach den bis— 
herigen Vorſchriften erledigt. 

$. 58. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1900 in Kraft. Mit der Ausführung 
desſelben wird der Miniſter der Medizinal-Angelegenheiten beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Windſor Caſtle, den 25. November 1899. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
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(Nr. 10142.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Wittlich. Vom 30. November 1899. 


Auf Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wittlich gehörigen Gemeinden Eröv 

und Platten 

am 1. Januar 1900 beginnen foll, 


Berlin, den 30. November 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Nr. 10143.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Battenberg und Vöhl. Vom 
2. Dezember 1899, 


Auf Grund des $. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Gefeß- 
Samml. S. 481) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An- 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch daſelbſt vorgeſchriebene Ausſchluß⸗ 
friſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirke des Amtsgerichts Battenberg gehörigen Gemeindebezirk 
Reddighauſen, 
für den zum Bezirke des Amtsgerichts Vöhl gehörigen Gemeindebezirk 
Harbshauſen 
am 1. Januar 1900 beginnen ſoll. 
Berlin, den 2. Dezember 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt.“ 


(Nr. 10142— 10144.) 


B 
(Fr. 10144.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Frankfurt a. M. Vom 
2. Dezember 1899. 


Au Grund des $.39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 Geſetz⸗ 
Samml. S. 481) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An⸗ 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch daſelbſt vorgeſchriebene Ausſchluß— 
friſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Frankfurt a. M. gehörigen Anlegungs⸗ 
bezirke 16 und 17 der Stadt Frankfurt a. M., nämlich das Gebiet, 
welches von den nachbenannten Straßenzügen und Grenzlinien: 
1. Arndtſtraße, Bettinaſtraße, Mainzer Landſtraße, Frankfurter 
Gemarkungsgrenze und 
2. Bockenheimer Landſtraße 
umfaßt wird, mit Einſchluß des unter 2 bezeichneten Straßenzugs, 
am 1. Januar 1900 beginnen ſoll. 


Berlin, den 2. Dezember 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 
1. der Allerhöchſte Exlaß vom 6. Auguſt 1898, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Karthaus zum Erwerbe der zum 
Bau einer Chauſſee von Zuckau bis zur Grenze mit dem Kreiſe Danziger 
Höhe erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Danzig, Jahrgang 1898 Nr. 42 S. 349, ausgegeben am 
15. Oktober 1898 N 
2, das am 23. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Birnbach zu Birnbach im Kreiſe Altenkirchen durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 46 S. 355, aus 
gegeben am 16. November 1899, = 


ee io! Sea 


3. das am 3. September 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Hirſchfeld 1 zu Hirſchfeld im Kreiſe Zell an der 
Moſel durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 45 
S. 344, ausgegeben am 9. November 1899; | 


4. der Allerhöchſte Erlaß vom 18. September 1899, betreffend die Ge⸗ 
nehmigung des revidirten Statuts der Landſchaft der Provinz Weſtfalen, 
durch Sonderbeilagen zu den Amtsblättern 

der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 43, ausgegeben am 26. Ok⸗ 
tober 1899, 

der Königl. Regierung zu Minden Nr. 43, ausgegeben am 28. Ok 
tober 1899, 

der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 44, ausgegeben am 4. No- 
vember 1899, 

der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 44, ausgegeben am 4. No⸗ 
vember 1899; 


5. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1899, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts x. an den Kreis Briefen für die von ihm zu 
bauende Chauſſee von Brieſen bis zur Chauſſee Schönſee —Wangerin, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 47 
S. 393, ausgegeben am 24. November 1899; 


6. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1899, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Weſtpreußiſche Kleinbahnen-Aktiengeſellſchaft 
zu Berlin zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum 
Bau und Betriebe der Kleinbahnen 1. von Marienburg nach Stalle, 
2. von Marienburg nach Schönau, 3. von Marienburg bis zur Grenze 
mit dem Landkreiſe Elbing, 4. von Tiegenhof nach Schöneberg und 
5. von Tiegenhof bis zur Grenze mit dem Kreiſe Danziger Niederung 
in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Danzig Nr. 43 S. 388, ausgegeben am 28. Of 
tober 1899, 

7. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1899, betreffend die Anwendung 

N der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim— 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf den im Gebiete des Kreiſes 
Militſch belegenen, von ihm ausgebauten Theil der Bahnhofſtraße in 
Militſch, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 45 
S. 399, ausgegeben am 11. November 1899; 

8. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1899, betreffend die Verleihung 

des Rechts zur Chauſſeegelderhebung ꝛc. an den Kreis Militſch für die 
von ihm zu bauende Chauſſee von Groß⸗Perſchnitz nach Frauenwaldau, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 45 S. 399, 
ausgegeben am 11. November 1899; 
Geſetz-Samml. 1899. 95 
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das am 3. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Hauſtadt im Kreiſe Merzig durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 46 S. 507, ausgegeben am 
17. November 1899, 

das am 9. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent 
wäſſerungsgenoſſenſchaft J zu Stolz im Kreiſe Frankenſtein i. Schl. durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 46 S. 412, aus⸗ 
gegeben am 18. November 1899; 

das am 9. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft III zu Fleringen im Kreiſe Prüm durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 46 S. 510, ausgegeben 
am 17. November 1899, 


2. das am 9. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent- und 


Bewäſſerungsverband Cronsneſt im Elbinger Deichverbande durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 46 S. 407, ausgegeben 
am 18. November 1899; 


3. das am 11. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent⸗ 


und Bewäſſerungsverband Fellermannshufen im Elbinger Deichverbande 
und Kreiſe Marienburg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Danzig Nr. 46 S. 411, ausgegeben am 18. November 1899; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Oktober 1899, betreffend die weitere Ver⸗ 
längerung der Friſt für die Herſtellung der Strecke von Brohl bis Burg⸗ 
brohl einſchließlich des Anſchluſſes an den Rheinhafen der Brohlthal— 
eiſenbahn, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 46 S. 435, ausgegeben am 
15. November 1899, 
der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 46 S. 355, ausgegeben am 
16. November 1899, 


das am 16. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut des Klein⸗ 


Ußnitzer Deichverbandes im Kreiſe Stuhm durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 45 S. 381, ausgegeben am 
9. November 1899; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 23. Oktober 1899 wegen Ausfertigung 


auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Rheydt im Betrage 
von 1 500 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 46 S. 455, ausgegeben am 18. November 1899, 


das am 23. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut des Vierzig⸗ 


ſtückener Sommerdeichverbandes zu Vierzigſtücken, Kreis Jork, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 46 S. 409, ausgegeben 
am 17. November 1899; 


19, 


20. 


2. 


„ 8 


der Allerhöchſte Erlaß vom 1. November 1899, betreffend die Verleihung 


des Rechts zur Chauſſeegelderhebung ꝛc. an den Kreis Ortelsburg für die 
von ihm gebaute Chauſſee vom Dorfe Kukukswalde bis zur Grenze des 
Kreiſes Allenſtein mit dem Kreiſe Röſſel in der Richtung auf das Dorf 
Raſchung, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg 
Nr. 47 S. 656, ausgegeben am 23. November 1899; 

das Allerhöchſte Privilegium vom 1. November 1899, wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Mühlheim a. d. Ruhr 
im Betrage von 2 500 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Düſſeldorf Nr. 47 S. 467, ausgegeben am 25. No— 
vember 1899, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 6. November 1899, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Oberſchleſiſche Kleinbahnen 
und Elektrizitätswerke“ zu Kattowitz zur Entziehung und zur dauernden 
Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Königshütte 
nach Myslowitz in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 48 S. 352, ausgegeben 
am 1. Dezember 1899; 

das am 13. November 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die öffent— 
liche Waſſergenoſſenſchaft zur Drainage von Theilen der Gemarkung 
Girbigsdorf im Kreiſe Görlitz durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Liegnitz Nr. 48 S. 317, ausgegeben am 2. Dezember 1899. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminifteriums, 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


